
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 

 

NEUESTE ENTWICKLUNGEN  

Das Bundesverfassungsgericht hat am 26. 

Januar 2005 das bundesweite Verbot von 

allgemeinen Studiengebühren als unzulässig 

erklärt und den Landesregierungen einen 

größeren Handlungsspielraum in der Hoch-

schulfinanzierung zugesprochen. Da über 

diese Grundsatzfrage schon seit geraumer 

Zeit gestritten wird, verwundert es kaum, 

daß die politischen Reaktionen auf das 

Karlsruher Urteil äußerst unterschiedlich 

ausfallen. So haben etwa einige Länder an-

gekündigt, möglichst bald studentische Bei-

tragszahlungen für das Erststudium zu ver-

langen, während sich andere weiterhin zur 

Gebührenfreiheit bekennen. Um einen Ein-

blick in die gegenwärtige Auseinanderset-

zung zu geben, haben wir eine Übersicht 

erstellt, die auf die Situation in den jeweili-

gen Bundesländern eingeht. Sie soll dazu 

beitragen, Zusammenhänge besser zu ver-

stehen und Solidarität unter den Studieren-

den zu fördern.  
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Baden-Württemberg Regierungspartei(en):  CDU/FDP 
zuständige/r Minister/in:  Peter Frankenberg (CDU) 
bereits eingeführt:   Langzeitstudiengebühren (510€), Verwaltungskostenbeitrag (40€) 
beschlossen:   allgemeine Studiengebühren (500€) ab SoSe 2007 

Bayern Regierungspartei(en):  CSU 
zuständige/r Minister/in:  Thomas Goppel (CSU) 
bereits eingeführt:   Langzeitstudiengebühren (500€) ,Verwaltungskostenbeitrag (50€) 
geplant:    allgemeine Studiengebühren (500€) ab SoSe 2007 

Berlin Regierungspartei(en):  SPD/PDS 
zuständige/r Minister/in:  Thomas Flierl (PDS) 
bereits eingeführt: Rückmeldegebühren (51€), höhere Sozialbeiträge bei langem  

Studium (16-36€) 
wieder in der Diskussion:  Langzeitstudiengebühren oder Studienkonten(500€) 

Brandenburg Regierungspartei(en):  SPD/CDU 
zuständige/r Minister/in:  Johanna Wanka (SPD) 
bereits eingeführt:   Rückmeldegebühren (51€) 
in der Diskussion:   allgemeine Studiengebühren, Langzeitstudiengebühren oder  

Studienkonten (500€) 

Bremen Regierungspartei(en):  SPD/CDU 
zuständige/r Minister/in:  Willi Lembke 
bereits eingeführt:   Verwaltungsgebühr (50€) 
beschlossen:   Studiengebühren für auswärtige Studierende,  

Langzeitstudiengebühren (500-650€) 

Hamburg Regierungspartei(en):  CDU 
zuständige/r Minister/in:  Jörg Dräger (parteilos) 
bereits eingeführt: Langzeitstudiengebühren (500€), Studiengebühren für auswärtige 

Studierende (� vom Verwaltungsgericht ausgesetzt), Verwaltungs-
gebühr (50€) 

geplant:     allgemeine Studiengebühren ab SoSe 2007 (500€) 

Hessen Regierungspartei(en):  CDU 
zuständige/r Minister/in:  Udo Corts (CDU) 
bereits eingeführt:   Verwaltungskostenbeitrag (50€), Langzeitstudiengebühren  

(500-900€), Zweitstudiumsgebühren (500€) 
in der Diskussion:   allgemeine Studiengebühren (500€) ab WiSe 2007/08 

Mecklenburg-Vorpommern Regierungspartei(en):  SPD/PDS 
zuständige/r Minister/in:  Hans-Robert Metelmann (parteilos) 
bereits eingeführt:   - 
in der Diskussion:   allgemeine Studiengebühren für auswärtige Studierende (500€) 
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STUDIENGEBÜHREN 
IN DEUTSCHLAND 

 

 Wöchentliches Treffen: 
 donnerstags, 18h 
  AStA Gießen 
  Otto-Behagel-Straße 25d 
  0641/99-14800 
 

http://www.akbp.de.vu  

Hintergründe, Analysen und Kritik –  
Recherchen des AK Bildungsperspektiven

Eine bundesweite Übersicht 
[Stand: Mai 2006] 

Niedersachsen Regierungspartei(en):  CDU/FDP 
zuständige/r Minister/in:  Lutz Stratmann (CDU) 
bereits eingeführt:   Rückmeldegebühren (75€) 
beschlossen:   allgemeine Studiengebühren (500€) ab WiSe 2006/07 

Nordrhein-Westfalen Regierungspartei(en):  SPD/Grüne 
zuständige/r Minister/in:  Hannelore Kraft (SPD) 
bereits eingeführt:   Studienkonten (650€), Zweitstudiumsgebühren (650€) 
beschlossen:   allgemeine Studiengebühren (650€) 

Rheinland-Pfalz Regierungspartei(en):  SPD/FDP 
zuständige/r Minister/in:  Jürgen Zöllner (SPD) 
bereits eingeführt:   Studienkonten (650€), Zweitstudiumsgebühren (650€) 
in der Diskussion:   allgemeine Studiengebühren für auswärtige Studierende (500€) 

Saarland Regierungspartei(en):  CDU 
zuständige/r Minister/in:  Jürgen Schreier (CDU) 
bereits eingeführt:   Langzeitstudiengebühren (500€) 
in der Diskussion:   allgemeine Studiengebühren (500€) 

Sachsen Regierungspartei(en):  CDU/SPD 
zuständige/r Minister/in:  Barbara Ludwig (SPD) 
bereits eingeführt:   Zweitstudiumsgebühren (300-450€) 
in der Diskussion:   allgemeine Studiengebühren ab SoSe 2010 

Sachsen-Anhalt Regierungspartei(en):  CDU/FDP 
zuständige/r Minister/in:  Jan-Hendrik Olbertz 
bereits eingeführt:   Langzeitstudiengebühren (500€), Benutzungsgebühren für bestimmte  

Hochschuleinrichtungen 
in der Diskussion:   allgemeine Studiengebühren (500€) 

Schleswig-Holstein Regierungspartei(en):  SPD/Grüne 
zuständige/r Minister/in:  Ute Erdsiek-Rave (SPD) 
bereits eingeführt:   - 
in der Diskussion: allgemeine Studiengebühren (500€) ab WiSe 2007/08 

Thüringen Regierungspartei(en):  CDU/FDP 
zuständige/r Minister/in:  Jens Gobel (CDU) 
bereits eingeführt:   Langzeitstudiengebühren (500€) 
geplant:    - 
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